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Die Debatte MICHAEL STIFTER zu den Pädophilie-Vorwürfen gegen die Grünen

Grüne Moral
Alexander Dobrindt ist bekannt-

lich meist vorne dabei, wenn
scharf geschossen wird. Der Gene-
ralsekretär der CSU nutzt seit Wo-
chen so ziemlich jede Gelegenheit
für eine Brandrede gegen die Grü-
nen. Sogar auf Fragen zu ganz ande-
ren Themen findet er regelmäßig
Antworten, die in einer Attacke ge-
gen die „widerwärtigen Pädophi-
len“ in deren Reihen enden. Nach
Cohn-Bendit ist auch Fraktions-
geschäftsführer Volker Beck in
Dobrindts Schusslinie geraten.

Die Taktik des CSU-Politikers
mag durchsichtig sein und das Ni-
veau seiner Wortbeiträge in dieser
Debatte recht überschaubar. Doch
er trifft einen wunden Punkt, solan-
ge die Grünen nicht aufhören, ihre
Fehler von damals als Jugendsün-
den zu verharmlosen.

Es stimmt, dass auch andere Par-
teien in ihren Anfangsjahren von
zweifelhaften Randgruppen unter-
wandert wurden und werden.
Man muss sich nur auf Versamm-
lungen der Piraten oder der Alter-
native für Deutschland umschauen.

Es stimmt auch, dass es den Pä-
dophilen am Ende eben nicht ge-

lungen ist, die Grünen für ihre Inte-
ressen zu instrumentalisieren. Ihre
Forderungen fanden sich in keinem
offiziellen Programm der Partei
wieder.

Die Mitglieder der „Arbeits-
gruppe Schwule und Päderasten
(SchwuP)“ wurden von der Mehr-
heit als Spinner abgetan. Klar dis-
tanziert haben sich die Grünen sei-
nerzeit aber nicht von deren ab-
surden Positionen. Und es dauerte
ganze sieben Jahre, bis die Pädo-
philen in der Partei endgültig von
der Bildfläche verschwanden.

Am Ende der überfälligen Aufar-
beitung ihrer eigenen Geschichte
werden sich die Grünen eingestehen
müssen, dass sie der politischen
Konkurrenz eben doch nicht mora-
lisch überlegen sind. Nicht mehr,
aber auch nicht weniger.

dem Selbstverständnis der Partei
vertragen, die Anfang der 80er Jah-
re nicht nur ein Sammelbecken für
Umwelt- und Friedensaktivisten
war, sondern auch für allerlei obs-
kure Minderheiten, Provokateure
und Tabubrecher. Das mag eine
glaubwürdige Erklärung für den
Larifari-Umgang mit Pädophilen
wie den „Stadtindianern“ sein. Eine
Entschuldigung ist es nicht.

Die Grünen müssen sich endlich
ernsthaft mit den Verirrungen ih-
rer Vergangenheit auseinanderset-
zen. Sie haben das auch angekün-
digt. Dass sie dies taten, ist aller-
dings eher dem Zufall geschuldet.
Nur weil der Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts sich weigerte,
eine Laudatio auf den Grünen-Poli-
tiker Daniel Cohn-Bendit zu hal-
ten, der einst mit ziemlich bescheu-
erten Äußerungen über Sex mit
Kindern provoziert hatte, kam die
Debatte überhaupt in Gang.

Für die politischen Gegner bietet
sich nun die Gelegenheit, mit den
grünen Moralaposteln abzurech-
nen. Und weil wir uns in einem

Wahljahr befinden, wird besonders
scharf geschossen.

Wenn die Grünen über die poli-
tische Konkurrenz urteilen,

dann tun sie das häufig mit einem
Unterton der vermeintlichen mo-
ralischen Überlegenheit. Umso här-
ter trifft sie nun die Debatte um
ihre eigene Vergangenheit. Wie die
Partei in ihrer Gründungszeit mit
einer verirrten Randgruppe um-
ging, die sexuelle Beziehungen
zwischen Kindern und Erwachse-
nen legalisieren wollte, wirkt heute
verstörend.

Viele Grüne begründen das ver-
quere Verständnis von Toleranz
rückblickend mit dem Zeitgeist ih-
rer Anfangsjahre. Mit dem Kampf
gegen die Spießigkeit und sexuelle
Verklemmtheit der Nachkriegsge-
sellschaft. Bei den Grünen durfte je-
der alles sagen und alles fordern.
Denkverbote hätten sich nicht mit
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es, wie Gabriel betont, vor allem
französische Sozialisten, die verfolg-
ten Sozialdemokraten während der
Nazizeit Unterkunft und Schutz ge-
währt hätten. Wels, zum Beispiel,
liegt in Paris begraben.

Obwohl die Bundestagswahl
längst ihre Schatten vorauswirft, in-
szeniert die SPD ihren Geburtstag
mit mehr als 1600 Gästen aus 80
Ländern als ebenso nachdenkliche

wie stolze Geschichtsstunde und
nicht als Teil des beginnenden
Wahlkampfes. Mit einem fröhlichen
„Guten Morgen“ begrüßt Gabriel
vor dem Gewandhaus Bundeskanz-
lerin Angela Merkel und betrachtet
das auch als Zeichen einer neuen
Normalität. Vor 50 Jahren, beim
100. Geburtstag der Partei, seien die
Sozialdemokraten noch weitgehend
unter sich und kein Vertreter von
Staat und Regierung im Saal gewe-
sen, erzählt er. Diesmal sind nicht
nur Kanzlerin und Präsident ge-
kommen, die ihre Karrieren beide

Ein Lächeln von der Bundeskanzlerin: Angela Merkel (Mitte) beim Festakt zum 150. Geburtstag der SPD im Leipziger Gewandhaus. Neben ihr sitzen unter anderem SPD-Par-

teichef Sigmar Gabriel (Vierter von rechts) und Bundespräsident Joachim Gauck (Zweiter von rechts). Foto: Pool/Bundesregierung/Bergmann, dpa

„Es war die SPD, die die
Arbeiterschaft mit der
Demokratie verband und
die auf Reform statt auf
Revolution setzte.“

Bundespräsident Joachim Gauck

rum er sich nach dem Krieg für die
Sozialdemokraten entschieden hat:
Es war „ihr ewiger Kampf gegen
Unfreiheit und Unterdrückung“,
der Schmidt faszinierte. Heute sagt
Gabriel nicht minder pathetisch:
„Wir sind seit 150 Jahren das Rück-
grat der deutschen Demokratie.“

Freiheit und Frieden, soziale Ge-
rechtigkeit und gleiche Chancen für
alle: Nichts komme von selbst, hat
Willy Brandt einmal gesagt, und nur
wenig sei von Dauer. Der Bundes-
präsident sieht das ganz ähnlich.
Anders als die Kommunisten mit ih-
ren utopischen Fernzielen habe die
SPD das Leben der Menschen ganz
konkret und Stück für Stück verbes-
sert, findet Joachim Gauck. „Es war
die SPD, die die Arbeiterschaft mit
der Demokratie verband und die auf
Reform statt auf Revolution setzte.“

François Hollande, der gleich
nach dem Bundespräsidenten
spricht, steht politisch eigentlich et-
was links von der Sozialdemokratie.
Aber auch er räumt ein, dass es Ger-
hard Schröders umstrittene Refor-
men waren, die Deutschland wieder
nach vorne gebracht haben. Von
diesem Realitätssinn, verspricht der
zu Hause höchst umstrittene Präsi-
dent, wolle nun auch er sich inspi-
rieren lassen. Angela Merkel, darf
man annehmen, wird das aufmerk-
sam registriert haben.

anderen Parteien zu verdanken ha-
ben, sondern auch Andreas Voß-
kuhle, der Präsident des Verfas-
sungsgerichtes, Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert, Sachsens
Ministerpräsident Stanislaw Tillich
von der CDU, die Grünen Cem Öz-
demir und Claudia Roth, Katja Kip-
ping von der Linkspartei und sogar
FDP-Generalsekretär Patrick Dö-
ring. Zwischen der Kanzlerin und
Peer Steinbrück hat das Protokoll
der SPD dennoch einen Sicherheits-
abstand von sieben Sitzen gelassen.

Ein paar Plätze weiter sitzen
sichtlich gerührt die Ältesten der
Alten in der SPD, Luise Nordhold,
Herbert Pietschmann und Johannes
Geerken, die schon als Kinder über
die Nachwuchsorganisation „Die
Falken“ zur Sozialdemokratie ge-
kommen und alle drei seit weit über
80 Jahren Parteimitglieder sind. Als
Gabriel sie begrüßt, klatscht sogar
die CDU-Vorsitzende – solche Bio-
grafien gibt es in der Union nicht.
Auch Helmut Schmidt, seit 68 Jah-
ren Genosse, ist gekommen – wäh-
rend Gabriel draußen vor dem
Haupteingang in der strahlenden
Sonne seine Gäste empfängt, lässt
der Altkanzler sich unbeobachtet
durch eine Seitentür ins Gewand-
haus schieben. In einem kurzen Ein-
spielfilm erzählt er, der so häufig
mit seiner Partei gehadert hat, wa-

VON RUDI WAIS

Leipzig „Freiheit und Leben kann
man uns nehmen, die Ehre nicht.“
An dem berühmten Satz, mit dem
der Sozialdemokrat Otto Wels sich
gegen Adolf Hitler stellte, kommen
auch Joachim Gauck und François
Hollande nicht vorbei. 94 mutige
Abgeordnete der SPD, lobt der
Bundespräsident, hätten am 23.
März 1933 nicht nur ihre Ehre, son-
dern die der ersten deutschen De-
mokratie gerettet, indem sie gegen
das Ermächtigungsgesetz stimmten.
„Sie taten es im Namen der Mensch-
lichkeit“, sekundiert der französi-
sche Präsident. „Seien Sie stolz.“

Hitlers Aufstieg stoppen konnte
zwar auch der tapfere Tapezierer
Wels nicht. Beim Festakt zum 150.
Geburtstag der SPD allerdings ist er
gegenwärtiger als Parteigründer
Ferdinand Lassalle, aus dessen All-
gemeinem Deutschen Arbeiterver-
ein alles entstand. Sozialdemokraten
wie Wels seien es gewesen, sagt Par-
teichef Sigmar Gabriel, die auch in
den dunkelsten Stunden Deutsch-
lands die Ideale von Freiheit und
Demokratie lebendig gehalten hät-
ten. Und so gesehen ist es nur kon-
sequent, dass die SPD auch einen
eher spröden Festredner wie Hol-
lande zu ihrer Feier nach Leipzig
eingeladen hat – schließlich waren

„Seien Sie stolz“
Jubiläum Die SPD feiert ihren 150. Geburtstag. Der französische und der deutsche Präsident

gratulieren ihr mit einem Blick zurück auf historische Verdienste. Und die Kanzlerin applaudiert

Dierig will
vor allem in

Afrika wachsen
Textil In Europa tut sich der Konzern schwer.
Christian Gottfried Dierig verlässt Aufsichtsrat

VON SONJA KRELL

Augsburg Natürlich geht es an die-
sem Vormittag um Zahlen. Um das
abgelaufene Geschäftsjahr, in dem
sich die Dierig Holding AG in einem
schwierigen Umfeld behauptet hat,
um die deutsche Textilindustrie,
deren Umsätze in den vergangenen
Jahren eingebrochen sind, und da-
rum, dass das Augsburger Textil-
und Immobilienunternehmen in
diesem Jahr keine Dividende zahlt.

Vor allem aber geht es an diesem
Vormittag um eine Unternehmer-
persönlichkeit. Eine, die das Auf
und Ab der Branche kennt. Christi-
an Gottfried Dierig hat die Hoch-
phase der Textilindustrie erlebt.
Und seine Firma hat ihren Nieder-
gang überlebt. 37 Jahre lang lenkte
er das Familienunternehmen, das
einst das größte auf dem europäi-
schen Kontinent war. 23 Jahre saß
er im Aufsichtsrat. Heute, bei der
Hauptversammlung, räumt der
89-Jährige seinen Platz. Auf ihn
folgt Rolf Settelmeier, Vorstands-
chef der Stadtsparkasse Augsburg.

Viele Worte verliert der Patri-
arch, dem Weggefährten einen for-
dernden Führungsstil nachsagen,
nicht. „Ich bedanke mich bei Ihnen
allen, dass Sie mich so lange ausge-
halten haben“, sagt Dierig unter
dem Applaus der Aktionäre. Das
Reden überlässt er anderen. Den
Aktionärsschützern, dem Aufsichts-
ratsvorsitzenden Hans-Peter Binder
und seinem Sohn, der die Firma in
sechster Generation leitet.

Auch Christian Dierig kommt an
diesem Tag nicht umhin, zurückzu-
blicken. Auf den Beginn der Finanz-
krise, der die Textilbranche umge-
wälzt hat und es bis heute tut. An die
Umsätze vor dem Jahr 2008 kann
die Industrie bis heute nicht mehr
anknüpfen. Im Gegenteil. Sie
schrumpft kontinuierlich. Hinzu
kommt die Schuldenkrise. In Ita-
lien, Spanien und Frankreich, wo
Dierig zuletzt ein Fünftel seines
Textilumsatzes erzielte, sparen die
Menschen. „Dann kauft man sich
eben keine neue Bettwäsche“, er-
klärt Christian Dierig.

Angesichts dieser Umstände steht
das Unternehmen, das seine Pro-
dukte unter anderem unter den
Marken Fleuresse und Kaeppel ver-
treibt, gut da. Bei 72,8 Millionen

Euro lag der Umsatz im vergange-
nen Jahr erzielt – ein Minus von 5,5
Prozent, das vor allem auf den Ver-
kauf des Futterstoffgeschäfts im
Jahr davor zurückgeht. Der Gewinn
nach Steuer legte um 18 Prozent zu.

Gewinne macht Dierig vor allem
mit der Vermietung gewerblicher
Immobilien – einem zweiten Stand-
bein, das sich die Augsburger vor
Jahren als Sicherheit aufgebaut ha-
ben. Im Textilbereich sieht Dierig
vor allem in Afrika weiteres Poten-
zial. „Afrika ist für uns noch immer
das einzige Wachstumsland, wenn
es um hochwertige und damit teure
Textilien geht.“ Während hierzu-
lande das Auto als Statussymbol gilt,
ist es in Westafrika die Kleidung.
Das Geschäft mit Damasten, die zu
Boubous, der Männerbekleidung
für die Mittel- und Oberschicht ver-
arbeitet werden, „ist die einzige
Antwort auf die europäische Krise“.
Allein die kriegsähnlichen Zustände
in Mali bereiten Dierig Sorge.

Trotz dieser Konsumzurückhal-
tung will das Unternehmen seinen
Umsatz 2013 halten. In Deutschland
ist das Wachstum begrenzt, sagt der
Firmenchef. 120 Euro gebe der Bür-
ger im Jahr für Heimtextilien aus.
Die Deutschen zahlten lieber mehr
für Strom als für hochwertige Stoffe.
Auch an den Fabrikbränden und
unzumutbaren Arbeitsbedingungen
in Bangladesch seien nicht die Dis-
counter schuld, sagt Christian Die-
rig. „Verantwortlich sind wir selbst.
Wir gehen in solche Läden, weil das
Billigste gerade gut genug ist.“

Christian Gottfried Dierig hat das Unter-

nehmen 37 Jahre geleitet. Nun hat er den

Aufsichtsrat verlassen. Foto: privat

Lebensmittel im Müll
Handel Aktion gegen Verschwendung gestartet

Köln Verbraucherministerium und
Landfrauenverband haben gegen
die massive Verschwendung von
Lebensmitteln eine bundesweite
Aktion in Discountern gestartet.
Rund elf Millionen Tonnen Nah-
rungsmittel landeten in Deutschland
jährlich im Müll, sagte Bundesver-
braucherministerin Ilse Aigner
(CSU) zum Auftakt einer Info-
Kampagne in einem Penny-Markt
in Köln. Der Verbraucher habe ei-
nen großen Anteil an der Ver-
schwendung. Bis 8. Juni wollen die
Landfrauen Konsumenten in Märk-
ten der Rewe-Konzerntochter unter
anderem auch in Berlin, Hamburg
und München beraten, wie sie un-
nötige Lebensmittelabfälle mit rich-
tigem Einkauf, Lagerung und Zube-
reitung vermeiden können.

Aigner hatte vor gut einem Jahr
die Kampagne „Zu gut für die Ton-
ne“ gestartet und zog nun eine posi-
tive Zwischenbilanz. In der Gastro-
nomie würden auch kleinere Portio-
nen angeboten, Großküchen seien
sensibilisiert, der Handel beteilige
sich an der Aufklärung. Rund 50
Prozent der Bevölkerung haben Ai-
gner zufolge von der Kampagne ge-
hört – und 25 Prozent unter ihnen

gaben bei einer Umfrage an, dass sie
ihre Lebensgewohnheiten bereits
umgestellt haben. Deutschland wird
laut Aigner alles daran setzen, um
das EU-weite Ziel zu erreichen, die
Menge der unnötigen Lebensmittel-
abfälle bis 2020 zu halbieren.

Haushalt wirft Produkte im Wert
von über 900 Euro im Jahr weg

Der Verbraucher sei ethisch ver-
pflichtet, sorgsam mit Nahrungs-
mitteln umzugehen, sollte daran
aber auch ein finanzielles Interesse
haben. Denn: Ein Vier-Personen-
Haushalt werfe im Schnitt Lebens-
mittel im Wert von über 900 Euro
pro Jahr weg. In den Märkten von
Rewe und Penny werden nach An-
gaben von Konzernvorstand Jan
Kunath ein Prozent der Lebensmit-
tel nicht verkauft. „Diese führen wir
den Tafeln zu oder entsorgen sie,
wenn sie verdorben sind.“ Dass Le-
bensmittel preiswert sind, dürfe
nicht dazu führen, dass sie weiter
massenweise im Müll landeten. Pro
Kopf wirft jeder Verbraucher knapp
82 Kilogramm jährlich weg, wie aus
einer Studie für das Ministerium
hervorgeht, etwa zwei Drittel davon
wären noch genießbar. (dpa)


